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– Drucksache 19/27688 –

Rechtsextreme Vorfälle in der Bundeswehr 2020

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Der seit einigen Jahren zu beobachtende Anstieg rechtsextremer Vorfälle in 
der Bundeswehr setzt sich fort. Ausweislich des Berichts der Wehrbeauftrag-
ten für 2020 (Bundestagsdrucksache 19/26600) stieg ihre Zahl im Jahr 2020 
auf 229. In den Vorjahren waren es noch 197 (2019) bzw. 170 (2018).

Auch der MAD verzeichnet erheblich mehr Prüfvorgänge. Nach 270 neuen 
Verdachtsfällen im Jahr 2018 und 363 im Jahr 2019, wurden 2020 insgesamt 
477 neue Verdachtsfälle aufgenommen.

Die Wehrbeauftragte mahnt in ihrem Bericht dringend an, die politische Bil-
dung zu intensivieren, und weist darauf hin, diese dürfen „nicht nebenbei“ er-
folgen – aus Sicht der Fragestellerinnen und Fragesteller ist dies ein Hinweis 
darauf, dass politische Bildung oftmals nicht wirkt oder nur als Alibi dient.

Die Fragestellerinnen und Fragesteller haben in den Vorjahren bei ähnlichen 
Anfragen stets kritisiert, dass nicht jeder Soldat, der etwa klassische neofa-
schistische „Propagandadelikte“ begeht, entlassen wird. Vielmehr ist die Pra-
xis der Bundeswehr sehr uneinheitlich. Die Bundesregierung verweist hier auf 
pflichtgemäßes Ermessen der Vorgesetzten und die „Berücksichtigung des 
Einzelfalles“ (Antwort zu Frage 12 auf Bundestagsdrucksache 19/19779).

Die Fragestellerinnen und Fragesteller haben den Eindruck, dass die Vorge-
setzten hier mitunter sehr großzügig gegenüber neofaschistischen Soldaten 
sind. Die von ihnen vorgenommene Auswertung der Antwort der Bundes-
regierung zu rechtsextremen Vorfällen 2020 (Bundestagsdrucksache 
19/19779) ergibt 33 von der Bundesregierung ausdrücklich als „bestätigt“ ge-
wertete Fälle, bei denen sich die dafür verantwortlichen Soldaten rechtsextrem 
oder rassistisch geäußert bzw. betätigt haben, und gleichwohl weiterhin an der 
Waffe ausgebildet worden waren. Dies betraf mehrere Soldaten, die zum Bei-
spiel den „Hitlergruß“ entboten oder „Sieg Heil“ riefen, das Tattoo einer Nazi-
Organisation trugen, Hakenkreuze verwendeten oder die SS verherrlichten. In 
manchen dieser Fälle wurde die Entlassung eingeleitet, aber längst nicht in al-
len (zum Beispiel auch nicht bei Äußerungen wie „da fehlt ein aufgeknöpfter 
Jude“, „Ausländer raus“, „du scheiß Kanake“). Häufig kommen Soldaten mit 
geringfügigen Disziplinarstrafen oder Ermahnungen davon. Manche der 
rechtsextrem auffällig gewordenen Soldaten werden sogar weiterhin als Aus-
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bilder eingesetzt. Aus Sicht der Fragestellerinnen und Fragesteller ist es da 
kein Wunder, dass immer mehr rechtsextreme Vorfälle in der Truppe bekannt 
werden.

Die Wehrbeauftragte weist in ihrem Bericht darauf hin, dass die Bundeswehr 
unterscheide, ob ein Soldat sich extremistisch geäußert oder gehandelt habe, 
und ob man ihm eine extremistische „Gesinnung oder Affinität zum Extremis-
mus“ nachweisen könne. Dem entspricht die Differenzierung des MAD, als 
„Extremist in der Bundeswehr“ (Kategorie rot) nur Soldaten zu werten, die 
sich an „Bestrebungen“ im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 MAD-
Gesetz beteiligen bzw. diese selbst unternehmen (vgl. Antwort zu Frage 6 auf 
Bundestagsdrucksache 19/19779).

Aus Sicht der Fragstellerinnen und Fragesteller sind solche Differenzierungen 
ein Einfallstor für Neonazis in der Bundeswehr. Wer ein Hakenkreuz schmiert, 
muss aus ihrer Sicht aus der Truppe fliegen, da seine „Gesinnung“ damit aus-
reichend deutlich geworden ist. Abzuwarten, bis der militärische Geheim-
dienst ihm „Bestrebungen“ nachweist, sollte unnötig sein.

Die Fragestellerinnen und Fragesteller begehren Aufschluss über die Umstän-
de jedes den zuständigen Stellen bekannt gewordenen rechtsextremen Vorfalls 
in der Bundeswehr sowie der Reaktionen der militärischen Vorgesetzten. Im 
Übrigen haben sie den Eindruck, dass das Meldesystem innerhalb der Bundes-
wehr dahin gehend verbessert werden sollte, dass dem Wehrbeauftragten tat-
sächlich alle einschlägigen Vorfälle bekannt gegeben werden, auch die Ver-
dachtsfälle des MAD.

Die Fragestellerinnen und Fragesteller erkundigen sich in den Fragen meist 
nach „Soldatinnen und Soldaten“, es wird aber darum gebeten, ggf. auch An-
gaben zu Zivilangestellten bzw. Beamten der Bundeswehr zu machen.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die Bundesregierung hat vielfach zum Ausdruck gebracht und erklärt aus-
drücklich, dass Extremismus in jeglicher Ausprägung in der Bundeswehr kei-
nen Platz hat. In diesem Sinne ist jeder Fall von extremistischem Verhalten von 
Angehörigen der Bundeswehr ein Fall zu viel.
In ihrer Vorbemerkung unterstellen die Fragesteller der Bundesregierung, teils 
überhaupt nicht, teils nicht in gebührendem Maße gegen Rechtsextremistinnen 
und Rechtsextremisten in der Bundeswehr vorzugehen, Neonazis mit Milde 
und Nachsicht zu begegnen und dass es geübte Praxis sei, sie in den Reihen der 
Bundeswehr zu dulden. Gegen diese Unterstellungen verwahrt sich die Bundes-
regierung entschieden.
Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren zahlreiche Maßnahmen ergriffen 
und auf den Weg gebracht, um extremistische Erscheinungsformen in der Bun-
deswehr noch wirksamer und nachhaltiger zu bekämpfen und diesen vorzubeu-
gen:
Im Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) wurde bereits mit Wirkung 
vom 1. Oktober 2019 eine Koordinierungsstelle für Extremismusverdachtsfälle 
im Geschäftsbereich des BMVg eingerichtet. Sie hat den Auftrag, ein konsoli-
diertes Lagebild zu Fällen verfassungsfeindlichen Verhaltens im Geschäftsbe-
reich des BMVg zu erstellen, diese zentral nachzuhalten und einen abgestimm-
ten Umgang mit entsprechenden Vorgängen sicherzustellen.
Das so gewonnene Lagebild wurde zuletzt durch den am 25. Februar 2021 ver-
öffentlichten „Zweiten Bericht der Koordinierungsstelle für Extremismusver-
dachtsfälle zur Unterrichtung der Leitung des Bundesministeriums der Verteidi-
gung, des parlamentarischen Raums und der Öffentlichkeit“ (Berichtszeitraum 
1. Januar bis 31. Dezember 2020) [https://www.bmvg.de/de/aktuelles/extremis
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mus-bundeswehr-bericht-zeichnet-differenziertes-bild-5035908] umfassend 
dargestellt.
Ferner wurde das Bundesamt für den Militärischen Abschirmdienst (BAMAD) 
bereits mit Wirkung vom 1. Oktober 2019 in den Bereichen Personal, Organisa-
tion und Arbeitsweise neu ausgerichtet. Mit dieser Neuausrichtung wurde ins-
besondere die Extremismusabwehr durch den Aufwuchs zu einer eigenständi-
gen Abteilung gestärkt und allgemein eine vertiefte Integration des Militäri-
schen Abschirmdienstes (MAD) in die Sicherheitsarchitektur des Bundes er-
reicht. Dieser Weg der Stärkung und Modernisierung des MAD und insbeson-
dere der Extremismusabwehr wurde und wird konsequent fortgeführt.
Inhaltlich fokussiert der MAD, jenseits von tatsächlichen Anhaltspunkten für 
extremistische Bestrebungen, auch auf Erkenntnisse, die Zweifel an der Verfas-
sungstreue von Angehörigen des Geschäftsbereichs BMVg begründen. Er hat 
so seine nachrichtendienstliche Bearbeitung intensiviert. Durch Mitteilung der 
gewonnenen Erkenntnisse an die personalbearbeitenden Dienststellen versetzt 
der MAD diese in die Lage, entsprechende dienstrechtliche Maßnahmen zu er-
greifen.
Die Bundeswehr als ein besonders sicherheitssensibler Bereich hat darüber hi-
naus vielfältige Präventionsmaßnahmen etabliert, insbesondere unter dem kon-
zeptionellen Dach der „Inneren Führung“. Das Thema Extremismus wird hier 
in den Gestaltungsfeldern „Menschenführung“, „Politische Bildung“ sowie 
„Recht und soldatische Ordnung“ vermittelt. Die Erscheinungsformen sowie 
der Umgang mit Extremismus sind Bestandteil der Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung des militärischen und zivilen Personals der Bundeswehr.
Darüber hinaus wurden im Kabinettausschuss zur Bekämpfung von Rechtsext-
remismus und Rassismus umfangreiche Maßnahmen beschlossen, darunter 
auch Maßnahmen, die die Bundeswehr betreffen.
Vor diesem Hintergrund entbehrt die Unterstellung der Fragesteller, die Bun-
desregierung bekämpfe den Extremismus in der Bundeswehr nicht konsequent, 
einer sachlichen Grundlage.

 1. Welche Meldungen zu rechtsextremistischen, rassistischen oder antise-
mitischen Vorfällen sind den Dienststellen der Bundeswehr im Jahr 2020 
bekannt geworden (bitte alle dem Wehrbeauftragten gemeldeten Fälle in-
klusive etwaiger Nachmeldungen einzeln darstellen)?

a) Sind die Sachverhalte bestätigt (bitte nach ja, nein, offen aufglie-
dern)?

b) Welchen Status hatten die beschuldigten Soldatinnen und Soldaten 
(Berufssoldat, Soldat auf Zeit, freiwillig Wehrdienstleistender)?

c) Wann und wo fanden die Vorfälle statt?

d) Wie wurden die Sachverhalte beschrieben (bitte den Inhalt der Mel-
dung bzw. des Vorfalls kurz wiedergeben)?

e) Welche disziplinarischen und strafrechtlichen Maßnahmen wurden 
gegen die betroffenen Soldatinnen und Soldaten eingeleitet?

f) Haben die beschuldigten Soldatinnen und Soldaten weiterhin Zugang 
zu Waffen?

g) Werden die beschuldigten Soldatinnen und Soldaten (ggf. weiterhin) 
als Ausbilder eingesetzt?

h) Erteilen die beschuldigten Soldatinnen und Soldaten (ggf. weiterhin) 
als Vorgesetzte Befehle?
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 2. Bei wie vielen Soldatinnen bzw. Soldaten, die Gegenstand von Meldun-
gen aus dem Jahr 2020 sind, wurde eine vorzeitige Entlassung vorge-
nommen bzw. in die Wege geleitet (bitte den Vorfällen in der Antwort zu 
Frage 1 zuordnen)?

Die Fragen 1 bis 2 werden zusammen beantwortet.
Die Angaben sind den Anhängen 1 und 1a zu entnehmen. Grundlage der Beant-
wortung sind die eingegangenen Meldungen zur Inneren und Sozialen Lage der 
Bundeswehr.

 3. Welche weiteren Aktualisierungen kann die Bundesregierung zu den An-
gaben auf Bundestagsdrucksache 19/19779 vornehmen (bitte vollständig 
angeben)?

Die aktualisierten Angaben sind dem Anhang 2 zu entnehmen.*

 4. Wie viele und welche der im Jahr 2020 vom MAD neu eingeleiteten Ver-
dachtsfälle sind mit den vom Wehrbeauftragten genannten Verdachtsfäl-
len identisch?

Die im Bericht der Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages (WBdBT) 
dargestellten Fallzahlen des BAMAD beruhen auf einer Zuarbeit des BAMAD 
gegenüber der WBdBT über das BMVg und sind daher identisch.

 5. Wie viele und welche nicht dem Wehrbeauftragten gemeldeten Vorfälle 
mit rechtsextremistischem, rassistischem oder antisemitischem Hinter-
grund oder mit politisch rechts konnotierten Fällen fehlender Verfas-
sungstreue sind dem MAD oder anderen Dienststellen der Bundeswehr 
im Jahr 2020 bekannt geworden?

Der MAD erhält neben den Meldungen aus dem offiziellen Meldewesen der 
Bundeswehr weitere Informationen aus unterschiedlichen Quellen und von Be-
hörden, denen er im Rahmen seiner Aufgaben nach § 1 Abs. 1 des Gesetzes 
über den Militärischen Abschirmdienst (MADG) nachgeht. Diese Informatio-
nen werden statistisch nicht erfasst, so dass eine zahlenmäßige Darstellung 
nicht möglich ist.

 6. Wie viele der vom MAD im Jahr 2020 abgeschlossenen Prüfverfahren 
endeten mit einer Einstufung als „rot“, „orange“ oder „grün“ (bitte je-
weils die Bedeutung dieser Kategorien erläutern), und welche Schritte 
wurden hinsichtlich der als „rot“ oder „orange“ (https://www.bundesweh
r.de/de/aktuelles/meldungen/mad-geht-gegen-extremisten-vor-ueberblic
k-42992) eingestuften Bundeswehrangehörigen unternommen (bitte ana-
log zum Schema in der Antwort zu Frage 1 darstellen)?

Voranzustellen ist, dass es sich bei den genannten Einstufungen nicht um abge-
schlossene Prüfverfahren handelt, sondern um das Ergebnis einer Verdachtsfall-
bearbeitung des BAMAD im jeweiligen Phänomenbereich. Sofern und solange 
die Zuständigkeit des MAD besteht, wird die Bearbeitung fortgesetzt, so dass 
aufgrund neuer Erkenntnisse jederzeit auch die Einstufung in andere Kategori-
en möglich ist.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/30574 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Kommt das BAMAD in seinen Ermittlungen zu dem Ergebnis, dass sich der 
Verdacht gegen eine Person nicht bestätigt hat, wird der Sachverhalt in die Ka-
tegorie „Grün“ eingeordnet.
Im Jahre 2020 handelte es sich um 71 Fälle in dieser Kategorie.
Die Kategorie „orange“ signalisiert: Die Erkenntnisse begründen den Verdacht 
auf eine fehlende Verfassungstreue. Die Frage, ob von der Person auch extre-
mistische Bestrebungen nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 MADG in Verbindung 
mit § 4 des Gesetzes über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in 
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes und über das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz (Bundesverfassungsschutzgesetz – BVerfSchG) ausgehen, ist Ge-
genstand weiterer Ermittlungen.
23 Personen wurden im Phänomenbereich Rechtsextremismus im Jahre 2020 in 
diese Kategorie eingestuft.
Die Farbe „rot“ gibt an, dass die vorliegenden Erkenntnisse die Einstufung der 
betreffenden Person als Extremist im Sinne des § 4 BVerfSchG rechtfertigen.
Im Jahre 2020 war dies bei 9 Personen im Bereich des Rechtsextremismus der 
Fall.
Über eine Einstufung in diese Kategorien wird die Personalführung, die/der 
Disziplinarvorgesetzte, der/die Dienststellenleiter(in) und die zuständige Wehr-
disziplinaranwaltschaft in Form einer Datenübermittlung (DÜ) schriftlich un-
terrichtet. Die DÜ führt zur Prüfung dienstrechtlicher Maßnahmen. Zum einen 
werden Maßnahmen im Bereich der Personalführung und zum anderen diszipli-
narrechtliche sowie truppendienstliche Maßnahmen durch die unmittelbar 
dienstrechtlich Vorgesetzten geprüft.
Abgestuft nach Statusgruppen und Schwere des Dienstvergehens sind, unab-
hängig von der disziplinaren Ahndung, in jedem Einzelfall geeignete personal-
rechtliche und truppendienstliche Maßnahmen zu ergreifen.
Das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr (BAPersBw) hat 
bisher eine der in 2020 im Bereich Rechtsextremismus als „rot“ eingestufte 
Person wegen extremistischer Verfehlungen aus der Bundeswehr entlassen. Ei-
ne weitere Person, die entlassen wurde, ist gegen diese Maßnahme gerichtlich 
vorgegangen; das Verfahren dauert noch an.
In 27 der genannten Fälle ist ein gerichtliches Verfahren vor den Truppen-
dienstgerichten anhängig bzw. in Bearbeitung.
Bei drei weiteren Personen sind noch laufende Prüfungen anhängig.
Darüber hinaus sind 14 Strafverfahren teilweise abgeschlossen und teilweise 
noch laufend.

 7. Wie beurteilt die Bundesregierung den Umstand, dass 33 Soldaten, deren 
rechtsextremes bzw. verfassungsfernes Handeln sich ausweislich der 
Antwort auf Bundestagsdrucksache 19/19779 bereits als bestätigt heraus-
gestellt hat, in der Bundeswehr weiterhin an der Waffe ausgebildet wur-
den, und was will sie unternehmen, um dafür Sorge zu tragen, dass nicht 
nur Zeitsoldaten bis zum achten Dienstjahr, sondern auch Zeitsoldaten 
sowie Berufssoldaten über das achte Dienstjahr hinaus vorzeitig entlas-
sen werden, wenn sie sich rechtsextrem äußern oder betätigen?

Falls sie dies nicht vollumfänglich sicherstellen will, warum nicht?

Die zuständigen Vorgesetzten von Soldatinnen und Soldaten entscheiden nach 
pflichtgemäßem Ermessen eigenständig, ob, in welchem Umfang und wie lange 
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ihnen unterstellten Soldatinnen und Soldaten der Zugang zu Waffen und Muni-
tion verwehrt wird.
Eine Entfernung aus dem Dienstverhältnis aufgrund eines truppendienstgericht-
lichen Urteils ist auch über das vierte Dienstjahr hinaus möglich.

 8. In wie vielen Fällen führten welche Sicherheitsüberprüfungen im Jahr 
2020 zur Ablehnung von Bewerbern bzw. zur Entlassung von Soldaten, 
weil ein Sicherheitsrisiko aus dem Bereich des Rechtsextremismus fest-
gestellt wurde?

Das BAPersBw hat im Jahr 2020 insgesamt 71 Bewerberinnen und Bewerber 
bereits im Zuge des Assessments – also noch vor Einleitung einer Soldateneins-
tellungsüberprüfung – wegen „Zweifeln an der Verfassungstreue“ abgelehnt.
In der Phase der Einstellung wird durch das BAMAD eine Soldateneinstel-
lungsüberprüfung gemäß § 37 Absatz 3 SG in der ab 1. Juli 2017 geltenden 
Fassung bei Personen durchgeführt, deren erstmalige Berufung in ein Dienst-
verhältnis als Berufssoldat oder Soldat auf Zeit beabsichtigt ist, sowie für Per-
sonen, die nach § 58 b SG freiwillig Wehrdienst leisten, und für Personen, wel-
che nach § 59 Absatz 3 SG freiwillig zu Dienstleitungen herangezogen werden. 
Diese Regelung soll verhindern, dass Bewerberinnen oder Bewerber mit extre-
mistischem oder gewaltgeneigtem Hintergrund in die Bundeswehr eingestellt 
und an Kriegswaffen ausgebildet werden.
Im Jahr 2020 wurden 14 453 Soldateneinstellungsüberprüfungen durchgeführt. 
In 64 Fällen schlug das BAMAD vor, die Teilnahme an der umfassenden Waf-
fenausbildung zu verweigern. In 38 Fällen (davon 34 mit Extremismusbezug) 
kam es zusätzlich zur Feststellung eines Sicherheitsrisikos und damit der Versa-
gung des Sicherheitsüberprüfungsstatus mit der Folge, dass diese Personen 
nicht eingestellt bzw. unverzüglich entlassen wurden.
Nach Einstellung als Soldatin oder Soldat ist die Feststellung eines Sicherheits-
risikos für sich genommen keine Grundlage für die Einleitung eines Entlas-
sungsverfahrens. Für ein solches ist vielmehr maßgeblich, was der Solda-
tin/dem Soldaten konkret zur Last gelegt wird. Das bedeutet, dass unabhängig 
von der Feststellung eines Sicherheitsrisikos ein Entlassungsverfahren geführt 
werden kann. Ob ein Entlassungsverfahren im unmittelbaren Zusammenhang 
zur Feststellung eines Sicherheitsrisikos stand, wird nicht erfasst.

 9. Wurde in dem von der Wehrbeauftragten genannten Fall eines Unteroffi-
ziers, der in seinem WhatsApp-Status eine Fotomontage seines Gesichts 
mit dem Bild von Adolf Hitler veröffentlichte, die vorzeitige Entlassung 
eingeleitet und ein Verbot der Dienstausübung ausgesprochen, und wenn 
nein, warum nicht?

Nach Bekanntwerden des genannten Sachverhaltes wurde der Soldat vom Um-
gang mit sicherheitsempfindlichen Unterlagen entbunden und auf einen Dienst-
posten ohne Einsicht und Einflussnahme auf sicherheitsempfindliche Daten 
und ohne Zugang zu Waffen und Munition umgesetzt. Das Entlassungsverfah-
ren ist eingeleitet.
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10. Wurde in dem von der Wehrbeauftragten genannten Fall eines Mann-
schaftssoldaten, der in einer rund 300 Personen umfassenden WhatsApp-
Gruppe Bild- und Textdateien mit insgesamt 18 Hakenkreuzen zeigten, 
die vorzeitige Entlassung eingeleitet und bis dahin ein Verbot der Dienst-
ausübung ausgesprochen, und wenn nein, warum nicht?

Die Person, der der genannte Sachverhalt zuzuordnen ist, ist seit dem 31. März 
2021 nicht mehr Angehöriger der Bundeswehr.

11. Wie sind die von der Wehrbeauftragten genannten Studien des Zentrums 
Militärgeschichte und Sozialwissenschaften der Bundeswehr (ZMSBw) 
zur Wirkung politischer Bildung (S. 27) sowie zu Ursachen, Ausmaß und 
Einfluss des politischen Extremismus in der Bundeswehr (S. 30) ange-
legt, und welchen Zeitplan gibt es für ihre Durchführung?

Das Zentrum für Militärgeschichte und Sozialwissenschaften der Bundeswehr 
(ZMSBw) führt im Auftrag des BMVg eine Studie zur wissenschaftlichen Eva-
luation der politischen Bildung in der Bundeswehr durch. Die Zielsetzung der 
Untersuchung besteht darin, erstmals empirische Erkenntnisse zur Durchfüh-
rung und Wirkung von politischer Bildung aus Sicht der Soldatinnen und Sol-
daten und somit aus Sicht der Zielgruppe von politischer Bildung zu gewinnen. 
Im Mittelpunkt des Vorhabens steht eine repräsentative Befragung von Solda-
tinnen und Soldaten. Die Anzahl der teilnehmenden Personen soll dabei groß 
genug sein, um nicht nur für die Streitkräfte insgesamt, sondern auch für ein-
zelne Organisationsbereiche sowie für unterschiedliche Alters-, Status- und 
Dienstgradgruppen empirisch fundierte Ergebnisse gewinnen zu können.
Ebenfalls im Auftrag des BMVg führt das ZMSBw eine Studie zu Ursachen, 
Ausmaß und Einfluss von politischem Extremismus in der Bundeswehr durch. 
Das Ziel der Untersuchung besteht darin, den Einfluss von politischem Extre-
mismus in der Bundeswehr vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Verände-
rungsprozesse zu untersuchen. Im Mittelpunkt des Forschungsvorhabens steht 
eine repräsentative Bundeswehrbefragung (Modul 1), mit der die wesentlichen 
Daten zu Ursachen, Ausmaß und Einfluss von politischem Extremismus erho-
ben werden sollen. Um die Entstehung und Ausprägung extremistischer Ein-
stellungen erklären zu können, sollen auch mögliche Einflussfaktoren, wie z. B. 
das politische Rollenbild, das berufliche und soldatische Selbstverständnis oder 
die Wahrnehmung und Bewertung von Maßnahmen der Bundeswehr gegen 
Extremismus, erfasst werden. Die Befragung soll nach etwa einem Jahr wieder-
holt werden, um mögliche Veränderungen der Einstellungen messen zu können.
Im Rahmen der qualitativen Teilstudie (Modul 2) sollen unter anderem Kontext 
und Einflussfaktoren der Konstitution sowie Entwicklung einer beruflichen 
Identität als Soldatin bzw. Soldat der Bundeswehr ebenso wie als Staatsbürge-
rin bzw. Staatsbürger in Uniform sowie die Herausforderungen soldatischer So-
zialisation thematisiert werden.
Im Rahmen einer Bevölkerungsbefragung (Modul 3) sollen vor allem Ver-
gleichsdaten gewonnen werden, die für die Einordnung und Bewertung der 
Bundeswehrbefunde erforderlich sind.
Die Projektplanung für beide Studien sieht vor, dass nach der Erarbeitung der 
konzeptionellen und methodischen Grundlagen die Fragebögen und Interview-
leitfäden entwickelt und empirisch getestet werden. Mit diesen Instrumenten 
sollen dann die Forschungsdaten erhoben werden. Die Datenerhebungen sollen 
möglichst noch in diesem Jahr beginnen. Es muss jedoch gewährleistet sein, 
dass die Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie eine erfolgreiche 
Durchführung der Interviews und Befragungen zulassen. Nach Erhebung und 
Analyse der Daten für die einzelnen Module werden die vorliegenden empiri-
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schen Befunde im Gesamtzusammenhang ausgewertet. Der Beirat für Fragen 
der Inneren Führung ist in beide Forschungsvorhaben einbezogen und wird ins-
besondere bei der Bewertung der Untersuchungsergebnisse unterstützen. Nach 
Abschluss der Auswertung sollen die Untersuchungsergebnisse vom ZMSBw 
im Rahmen wissenschaftlicher Publikationen veröffentlicht werden.

12. Welche Punkte umfasst die von der Wehrbeauftragten (S. 30) genannte 
Checkliste des Bundesministeriums der Verteidigung zum Umgang mit 
Extremismusverdachtsfällen, und welche Erfahrungen wurden bislang 
mit dieser Checkliste gemacht?

Die genannte Checkliste wurde als „Handreichung für Maßnahmen zum Um-
gang mit konkreten Extremismus(verdachts-)fällen für militärische Disziplinar-
vorgesetzte“ erstellt. Deren Grundlage ist der allgemeiner gehaltene Maßnah-
menkatalog der Allgemeinen Richtlinie A-2600/7 „Extremismus – Vorbeugung 
und Bekämpfung“. Sie fasst umfangreich repressive sowie reaktive Einzelmaß-
nahmen bei konkreten Extremismusverdachtsfällen von Soldatinnen und Solda-
ten, aber auch präventive Einzelmaßnahmen zusammen. Damit unterstützt sie 
die Disziplinarvorgesetzten bei der Wahrnehmung ihrer Disziplinarbefugnis 
und reflektiert die Grundsätze der Inneren Führung. Die Handreichung befindet 
sich in der Umsetzung, daher liegen noch keine Erfahrungen in der Anwendung 
vor.
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